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(3) Die Helferin trägt in der Zeit, in der sie eine 
'Cmdergruppe beaufsichtigt, für das Leben und die Ge­
sundheit der Kinder die volle Verantwortung.

V.
Das Zusammenwirken von Kindergarten und Eltern 
und die Einbeziehung der gesellschaftlichen Kräfte 

in die Bildungs- und Erziehungsarbeit

§ 18
Kindergarten und Elternhaus

(1) Die Zusammenarbeit von Kindergarten und El­
ternhaus beruht auf der gemeinsamen Verantwortung 
für die allseitige Entwicklung und die sozialistische Er­
ziehung der Vorschulkinder.

(2) Zur Verwirklichung einer engen Zusammenarbeit 
zwischen Kindergarten und Elternhaus werden in den 
Kindergärten Elternaktivs gewählt. Grundlage für die 
Arbeit-mit den Elternaktivs ist die Erste Durchfüh­
rungsbestimmung vom 22. Mai 1967 zur Verordnung 
über die Elternvertretungen an den allgemeinbildenden 
Schulen (Elternbeiratsverordnung) — Elternaktive in 
den Einrichtungen der Vorschulerziehung — (GBl. II 
S 302).

(3) Die Leiterin arbeitet besonders eng mit dem 
Elternaktiv zusammen, um alle Eltern für die Verwirk-
chung der Aufgaben des Kindergartens im einheit- 
ichen sozialistischen Bildungssystem zu gewinnen.

(4) Die Leiterin sorgt in Zusammenarbeit mit dem 
Elternaktiv für die pädagogische Propaganda und eine 
individuelle pädagogische Beratung der Eltern, um 
ihnen zu helfen, die sozialistischen Erziehungsprinzipien 
durchzusetzen.

(5) Die Leiterin trägt die Verantwortung für den 
olitisch-pädagogischen Inhalt der Gruppen- und Ge- 
•mtelternabende. Sie hält regelmäßig Elternsprech- 
unden ab und sorgt für die Durchführung von Haus-

.esuchen durch die Gruppenleiterinnen.

§ 19
Kindergarten und Öffentlichkeit

Die Leiterin und die Kindergärtnerin arbeiten im In­
teresse der Bildung und Erziehung der Kinder mit den 
in der-Nationalen Front des demokratischen Deutsch- 
md zusammengeschlossenen Organisationen desWohn- 
lezirkes, besonders dem DFD, und den gesellschaft- 
chen Kräften des Betriebes eng zusammen. Sie unter- 
rützen auf vielfältige Weise das politisch-kulturelle' 
.eben tm Wohnbezirk und im Betrieb. Die pädagogische 

Propaganda leistet der Kindergarten in enger Ver­
bindung mit der Schule.

VI.
Schlußbestimmungen

§ 20
(1) Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in 

Kraft.
(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

Anweisung vom 24. Mai 1951 zur Führung von An­
wesenheitslisten in Kindertagesstätten und Kinder­
wochenheimen, „Neue Erziehung“ Nr. 7/51 
Anordnung vom 22. Februar 1952 über Arbeitsorganisa- 
■ion der Kindertagesstätten, „Neue Erziehung“ Nr. 4/52 
Anweisung vom 19. April 1952 zur Einrichtung kurz­
fristiger Erntekindergärten, „Neue Erziehung“ Nr. 6/52;

in der Fassung der Abänderung der Anweisung über 
Einrichtung kurzfristiger Erntekindergärten vom
23. März 1953, „Verfügungen und Mitteilungen des Mi­
nisteriums für Volksbildung“ Nr. 3 S. 21 und der Er­
gänzung der Anweisung über Einrichtung kurzfristiger 
Erntekindergärten vom 8̂ September 1956, „Verfügun­
gen und Mitteilungen des Ministeriums für Volksbil­
dung Nr. 26 S. 178
Richtlinie vom 19. Juli 1962 für die bestmögliche Nut­
zung der Einrichtungen für Kinder von 3 bis 6 Jahren 
und für die Aufnahme von Kindern in Kindergärten, 
Kinderwochenheimen und Erntekindergärten und Hin­
weise vom- 12. September 1966 zur Arbeit der Einwei­
sungsstellen und Kommissionen, die bei den örtlichen 
Räten, Abteilung Volksbildung, arbeiten, „Verfügungen 
und Mitteilungen des Ministeriums für Volksbildung“ 
Nr. 16/1962 und Nr. 19/1966.
Mitteilung vom 9. Dezember 1964 über „Regelung des 
Kindergartenbesuches während des Schwangerschafts­
urlaubs der Mütter“, „Verfügungen und Mitteilungen 
des Ministeriums für Volksbildung“ Nr. 1/1965.

Berlin, den 16. August 1968

Der Minister für Volksbildung
H o n e c k e r

Anlage
zu § 2 Abs. 1 vorstehender Anordnung

Ordnung 
für die Einweisung von Kindern 

in die Kindergärten 
— Einweisungsordnung —

Zur gesunden allseitigen Entwicklung der Vorschul­
kinder und der bestmöglichen Nutzung der Kinder­
gartenplätze wird entsprechend Abschnitt I § 2 der 
Anordnung vom 16. August 1968 über die Sicherung 
einer festen Ordnung in den Einrichtungen der Vor­
schulerziehung — Kindergartenordnung — (GBl. II
S. 754) im Einvernehmen mit dem Minister für die An­
leitung und Kontrolle der Bezirks- und Kreisräte 
folgende Einweisungsordnung erlassen:

§ 1
Einweisungsstellen und Kommissionen

(1) Die Räte der Städte und Gemeinden bzw. Stadt­
bezirke sind für die Aufnahme der Kinder in alle Kin­
dergärten ihres Territoriums — kommunale und be­
triebliche — verantwortlich.

(2) Die Räte der Städte und Gemeinden bzw. Stadt­
bezirke, denen mehrere Kindergärten unterstehen, 
lösen die Aufgaben der Einweisung mit Hilfe von Ein­
weisungskommissionen, denen Mitglieder der Ständi­
gen Kommission für Volksbildung, Mitglieder von 
Elternaktivs sowie Vertreter der Betriebe und der in 
der Nationalen Front des demokratischen Deutschland 
zusammengeschlossenen Organisationen der Wohnge­
biete angehören.

(3) Verfügen die Räte der Städte und Gemeinden 
bzw. Stadtbezirke über Sachgebiete für Volksbildung 
oder Abteilungen Volksbildung, liegt die Verantwortung 
für die Einweisung bei dort zu schaffenden Einwei­
sungsstellen. Die Einweisungsstellen stützen sich bei 
ihren Entscheidungen auf Einweisungskommissionen.


